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HäusererhaltungaufGemeindemitteln .DerGemeinderstsausschußfürWohnungs
wesenhatinseinerletztenSitzungnacheinemBeferstdesGR.Sermann
neuerlicheinenBetragvoninsgesamt257Millionenfür die Erhaltungre-¬
paratursbedürftiger Häuser bewilligt .Damit werden insgesamt 137Wohnun - ¬

genin19verschiedenenMäusernvordemVerfallbewahrt.Dieaufgewendeten
KostensollenvondenHauseigentümernzumTeilimWegederSicherstellung
durchZwangshypothekenhereingebrachtwerden.

EntfallderSprechstundebeimstädtischenBaureferenten.Donnerstag,den
22 . ds .entfällt wegendienstlicherVerhinderungdie Sprechstundebeimstäd
tischenReferentenfürtechnischeAngelegenheitenStadtratSiegel.

WIENEAGEMEINDEHAT.
Sitzungvom21 ,März1923 .

Bgm. Reumanneröffnetum4UhrnachmittagsdieSitzungunderteilt
zumfünftenVierteljahrsberichtder Wasserkraftwerke. G,dasWort

GRFränkel :Wirhabenin derletztenZeitdenBauunserer"asserkaft
werkestarkbeschleunigt,ObwohldiegeologischenGutachtengroßeIrr¬tumeraufweisenundwiraufstargetechnischeSchwierigkeitengestoßen
sind ,kannheutegesagtwerden,daßimJuni1924derersteTeildesWer-¬
kesfertiggestelltseinwird .Dadurchwerden12. 000Pferdekräftenachhaben
Wiengeleitet .WirgegenwärtigbeimerstenBaulos288Prozentdes

BaulosStollensundbeimzweitenunddritten über41ProzentdesStol-¬
lensfertiggestellt .DieZahlderbeschäftigtenArbeiterbetritrund
1000,damitdemBauaberforzierenwollen,werdenschonindernächsten
Zeit500ArbeiterneuaufgenommenwerdenAußerdemsinddazuzutählendie
vielenArbeiter ,die bei der Fernleitungbeschäftigtsind .Auchhierist

einwichtigerArbeitsfortschrittzuverzeichnenundeswerdendieangelie-¬
ferten Mastebereits aufgestellt .Bisjetzt hat die „ WAG"32 . 1Millsarden
Kronenverbaut.Wirhoffen,inkürzesterZeiteinenzweitenBauzubegin-¬
nen ,der NutzbarmachungderHochquellenleitungfürdieStrom-¬
erzeugungbezweckt.

GR.Untermüller( chr ,soz. ) :DerBerichtgibtAnladeinenVorfall,der
sichbeidenBauder„WAG"ereignethat ,zubesprechen.Eshatkürslich

AnOpponitzeineVersammlungstattgefunden ,in der NationalratBretschnei-¬
dergesprochenhat .EinanwesenderArbeiterder„WAG"hatdieAusführungen
desFednersangezweifelt .DaswäreseingutesRecht ,wenner nichtbei
einerFirmabeschäftigtwäre ,dievonderGemeindeabhängigist ,Eswurde
auchderMannentlassen .Wiemitgeteiltwordenist ,solldiesüberVeran-¬
lassungdesGR. Fränkelgeschehensein .BeidiesemAnlasswurdedieserFir-¬
maauchnahegelegt ,daßsich ihre Angestelltenorganisierensollen ,Savon

22nur5derOrganisationangehörten.DieFirmahatdiesabgelehnt
underklärt ,daßsie daraufkeinenEinflußnehmenkönne .Eshabensichal-¬
sodieAngestelltennichtorganisiert,wasdasMisfallendesBetriebsrates
gefundenhat .SchonamnächstenTagederlangtendieArbeiterdaß12Ange-¬

stelltederFirmsentlassenwerden.DerBaumeisterwolltediesnicht
tun ,worauf man sich auf drei Entlassungen gesteift hat .Da auchdieses

Verlangenabgelehntwordenist ,hat der BauarbeitersekretärdieArbei-¬
ter veranlaßt eine Demonstration vor der Baukanzlei zu veranstalten ,um
die Entlassung durchzusetzen .Unter dem Druck der vor der Baukanzle :nen

aufmarschierten400Leuten ,mußteder BaulieterBeamtenvonDienste
entheben .DasEinigungsamtin St .PöltenhatdannfreilichdieKündigung

christlich
deseinen organisiertenAngestelltenfür unwirksamerklärt ,
weil es einen stichhältigen Kündigungsgrundnicht finden konnte .Eswäre
ein solcherFall geeignet ,daßauchdie Leitungder „ WAG“auf dieEnt-¬
lassungenEinflußnimmt .Auchfür Bautender Gemeinde,mußdasKoslition

gesetz gelten .
GR. FränkelerkläntinseinemSchlußwort,dasDifferenzenzuischen

ArbeiternundUnternehmungenbei der „ WAG"nur bei der FirmaInnerebner
und Mayer vorgekommen sind .habe jede Intervention bei dieser Firma

ihm E

abgelehnt ,obwohlder Ingenieureine solchevon .verlangthat .
mengemichgrundsätzlich in solche interne Angelegenheitennichtein .
Feststellen mußich aber ,daß die Arbeiter es bei dieser Firmabisher

nicht gut gehabt haben .Auch diese Angelegenheit mußdie Firma sich mit
ihren Betriebsräten ausmachen und wenn die „ WAG "dabei zu Schadenkommt

sowirdsiedieFirmahaftbarmachen.
OhneDebattewerdenhieraufFolgendeGeschäftsstückeerledigt :

DieBewilligungzur Strassengrundbenützungim10 .Bezirkdurchdieöster
reichischen Brown- Boveriwerkegegen eine jährliche Benützungsgebühr

von5 MillionenKronen ,rückwirkenab1,Oktober1921 .( ReferentGR .Alt )
die Festsetzungvon . 200KronenFahrpreisauf derStrassenbahnlinie
Schlachthausbrücke -LusthausoderFreudenauerRennplatzzusportlichen
Veraastaltungen .( ReferentVB. Emmerling) ;ein Kreditvon188Millionen
für Geleiseanlagenin derhölzernenWarenhalledesStrassenbahnhofes
Simmering .( ReferentGR .Kurz ) ;ein Kredit von100MillionenKronen
für die Anschaffung eines Hochdruck -Speisepumpemagregats imKraftwerk

Engerthstrasseder Elektrizitätswerke ( ReferentGR .Michal ) ;einKredit
von280MillionenKronenfür den Ankaufvonfünf normalspurigenBahn-¬
kesselwagendurchdieGaswerke.(ReferentGR.Rehak) ; undeinKreditvon
50MillionenKronenfür die ErrichtungeinesKinderfreibadesimSchwei¬
zergarten nächst demArsenal .( ReferentGE .KarlSchmied)

GR.Richter(Soz.Dem.berichtetüberdieAbänderungderHeimatsrecht
taxen undbeantragt die Festsetzungder MaximalgrenzevoneinemEinkom-¬
menvon24Millionenundder Mindestgrenzeder Taxenbei einemEinkom-¬
menvon4 MijlionenKronen.

GR .Roth( chr . soz . )findet es für ungerecht ,daßInländerdieselbe
Taxe zu zahlen haben ,wie Ausländer ,er beantragt ,daß Ausländernwie

früherdoppelteTaxevorgeschriebenwerden.
DerReferenterwidert ,die FestsetzunggleicherTaxenwerdedes-¬

halbbeantragt ,umgewissedurchdenFriedensvertragent standeneHärten
auszugleichen .In Wienlebenviele Menschen ,die seinerzeit injungen

aus Böhmen ,Mähren ,Schlesien ,Südsteiermark und andern GebietenJahren/ : des alten Oesterreich hiehergekommensind ,
oderdie vonsolchenFremdzuständigenabstammen.Früherkonntensie
Bürgervon Wienwerden ,da ihnen nach zehnjährigemAufenthaltetaxfrei
das Heimatsrechtzuerkanntwerdenmußte .Viele vonihnen habendberdas
Heimatsrechtnichterworben,siewurdenauchbeiderOptionvielfach
schlechtbehandeltundeswäreeineunbilligeHürtewennmanihnen
jetzt die doppelteTaxeauferlegenwürde .DerAusschußhabedaherhö¬
hereTaxenfür Ausländernurin demFallevorgesehen,wennsie einhö-¬
heresEinkommenhaben.

GR. Roth( chr . soz . )berichtigt tatsächlich ,er habenicht dievom
Referenten aufgezählten Fälle gemeint ,sondern jede Ausländer ,die erst
in denletztenJahrenzugewandertsind .

DerReferentenantragwirdsodannangenommen,derAntragRothabge-¬
lehnt .
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StR .Richter beantragt demOberhornistender FreiwilligenFeuerwehr
DöblingLeopoldHuber ,demSpritzenmeisterFranzHaselbrunnerunddem
Kanalräumer Anton Gibus für die Aufopferung ,die sie bei dengefahrvol - ¬

len Rettungsarbeiten anlässlich eines Kanalunglücks im 19 . Bezirkbewie - ¬

sen haben ,den Dankund die besondere " nerkennungauszusprechen .
GR. Kunschak(chr. soz. )bemängelt,daßdieserPeschlußmitsogroßer

Verspätungvorgelegtwerde.
DerAntragwirdangenommen.
StR .Breitner referiert über den Hauptrechnungsabschluß derGemeinde

fürdasVerwaltungjahr1920/21.DerAbschlußkonntenichtzeitgerecht
vorgelegt werden ,weil gerade in diesem Jahr die Gemeindeeine vollstän - ¬
dige Reorganisationder Buchhaltungdurchgeführt hat ,indemdiekimerali -¬
stischeBuchhaltungaufgelassenundzumgrösstenTeil durchdiedoppelte

Buchführungersetzt wurde .Dies bedeutet für einen so riesigen Betrieb ,
wiedemderGemeinde,eineganzaußerordentlicheLeistung,diesichwie
wir heutefeststellen können ,vollkommenbewährthat .DerRechnungsab-¬
schlußumfassteine Periode ,in welcherder Geldwertauf ein Vierteldes

seit der
Betrages , AbfassungdesVoranschlagesgesunkenist .Deshalb
ist einevollständigeGegenüberstellungvonVoranschlagundHechnungs-¬
abschlus auch abgesehen von dem Wechseln der Buchhaltung schwer möglich .

Im Voranschlag war ein Abgang von 450 Millionen Kronen vorgesehen ,der

durch Anleihengedeckt werdensollte ,Ddadies nur zu einemTeilemöglich
war ,musstenauchSparmaßnahmendurchgeführtwerden,sodasdasDefizit
auf18MillionenKronenvermindertwurde .WirsindaufdieseErsparnissenicht stolz ,da sie vielfach Abstrichebedeuten ,die heutezu
neuenundhöherenAuslagenAnlaßgeben.Andererseitswurdeaberaucheine

teilweiseAbzahlungvonValutaschuldenvorgenommen,wodurchwieder ,da
sie zumTeil noch gar nicht fällig waren ,wirklich beträcht liche Vor- ¬
teile erzielt wurden .Wennalso in diesemJahreeinzelnevorgeseheneAr-¬
beitenzurückgestelltwerdenmussten ,so mußberücksichtigtwerden ,das
es ein Zeitabschnitt war ,in demdes Steuersystem der Gemeindeerst auf - ¬

gebautwerdenmusste ,eine Zeit ,in der wir öfters wenigeTagevordem
Auszahlungsterminnicht sicher waren ,ob wir die Personalauslagenund

die notwendigstenKostenfür das Humanitätswesenwürdenbestreiten können
HauptabschlusWennmandieseVerhältnissein Betrachtzieht ,mußauchdieser

als Rechnungslegung über einen Arbeitsabschnitt aufgefasst werden ,durch

denein StückKonsolitierungder Gemeindeeingeleitetwurde.
StR . Kunschak( Ehr .soz . ) :Es genügt aus dem vorliegenden Rechnungs- ¬

abschnitt einzelne Detsil herauszugreifen ,umzu zeigen ,wiewichtige
Angelegenheitender Stadt verwaltetwurden .Einevonder Mehrheitselbst
als berechtigt anerkannteKlageist ,daß sich die Strassen in Wienin
denkbar schlechtesten Zustand befinden ;ich verweise nur auf die Rathaus - ¬

auf

straße und/die Straße vor der Votivkirche .Wennmannun fragt ,wiesodas
kommt ,danngibt dieser Hauptrechnungsabschlußdeutliche Antwort .Er
weist aus ,daß veranschlagte Neupflasterungenüberhauptnichtdurchge- ¬
führt wurden und an Umpflasterungen . . w.nur die dringensten Arbeiten .

SowurdenichtnurvondenpräliminiertenMittelnnichteinHellerfür
dieStraßenerhaltungaufgewendet,es wurdevielmehrnochausdenBeiträ-¬
gen der städtischen Unternehmungen für die Strassenerhaltung Ueberschüs - ¬

se erzielt .Dedürfen Sie nicht mit der Ausredekommen ,daß an demgegen- ¬
wärtigenStrassenelendder KriegSchuldsei .Jetzt werdenSieungeheure
Beträgezur Ausbesserungder Schädenausgebenmüssen ,die damalsmit

verhältnismäßig geringen Beträgen zu behebengewesenwären .
Rednerbespricht noch einige EinzelheitendesRechnungsabschlusses

undkommtsodannauf demUmstandzu sprechen ,dasam19 .Februarder
Frontkämpferbereinigung ,der für ihrenBalldie BeistellungvonSeparat-¬
zügender städtischen Strassenbahnzugesichert unddafür der Betragim

Vorhineinabverlangtwordenwar,imLaufedesFestabendmitgeteiltwurde,
dass die Separatzüge nicht beigestellt werden .( LebhafteHört - ,Hörtufe
bei den Christlichsozialen ) .Die geschah mit der Begründung ,dieBeistel - ¬
lung sei aus technischen Gründennicht mögliche Damithat dieStrassenbahr
direktion bewusst die Unwahrheit gesprochen .( Stürmische Zwischenrufebei

denChristlichsozialen).In WirklichkeitbestandendieGründedarin ,daß
sich einé Teil der Bediensteten geweigert hat ,die Sonderwagen für die

Frontkämpferzu führen .( Zwischenrufbei den Sozialdemokraten :Daswar
einen Tag nach der Ermordung Birneckers ! )Bie Strassenbahn ist ein Ge- ¬

schäftsunternehmen,das aus denMittelnder Gesamtheiterrichtet under - ¬
halten wird .Die Angestellten haben keinEntscheidungsrecht darüber ,wem

die Strassenbahnbefördert .Wenngesagtwird ,dassdie FrontkämpferLandes
verräter sind ,so setze ich michdarüber mit Ihnen nichtauseinander ,
weilichdieFrontkämpferüberdiesemVorwurffürerhabenhalte .Aber
selbst angenommen,die FrontkämpferwärenLandesverräter ,dansgehtdas
die Strassenbahnbedienstetennochimmernichts an .Ich wendemichdagegen
dasseinkleinerTeilderStrassenbahnbedienstetensichrausnimmt ,ein
eigeneseglementaufzustellen ,weraufderStrassenbahnbefördert
werdendarf undwernicht .

StR . Breitner ( Schlußwort ) :Es ist richtig ,das wir eine Reihevon
Sachleistungennicht durchgeführt haben ,weil die KatastrophaleGeldent- ¬
wertungdies nicht zugelassenhat .Aberwie seheneigentlich dieseün- ¬
terlassenenSachleistungenaus ?ImVoranschlagwarenfür Teer - undAsphals
pflaster20 . 000Keingesetzt .WirhabendieseArtvonStzassenpflasterung
nicht ausführen können ,weil ein Ausfuhrverbot seitens der Schweizerlas
sen wordenist .Dagegenwar für die Erhaltung des Strassenpflasters ein
Betrag von 7 Milliomenvorgesehen ,wir habenaber 11 Millionenveraus - ¬
gabt .Für die Schotterung der Strassen enthielt der Voranschlageinen
Betragvon4 Millionen ,es wurdedas Doppelteausgegeben .DerHerrKun-¬
schak hat auch wohlweislich unterlassen anzuführen ,daß wir für dieVer- ¬
sorgungsanstalten ,obwohl nur 122 Millionen präliminiert waren ,186Mil - ¬
lionen ausgegebenhaben .Oder ,daßfür die Lebensmitteltransportedes
AmerikanischenRotenKreuzesimVoranschlagnur 25 Millioneneingesetzt
waren ,während43Millionenausgegebenwerdenmussten .Erhat auchdavon
keinWortgesprochen,dassdasSpitalderGemeindeWienstatt dervorge-¬
sehenen49Millionen64MillionenKronengekostethat .Schliesslichkann

auchnicht verschwiegenwerden ,dass für die Bezügeder Beamtennicht
wie vorgesehen ,337 ,sondern682 Millionen Kronenaufgewendetwerdenmus
ten undfür die Gehälterder Lehrpersonenan Stelle derveranschlagten
260 Millionen über 650 Millionen ausgegeben wurden .Das ist nunfreilich

fünunsereVerwaltungspraxisbezeichnend ,dasswireinzelneunbedeutende
Sachleistungen zurückgestellt haben ,um den lebenden Menschen ihr Recht

gehenzu können .( Beigall ) ,Wirhabennicht einen Augenblickgezögert ,
denarmenalten Leutenin denVersorgungshäusernunddenstädtischenAn- ¬

gestellten das zu geben ,was die frühere Verwaltung ihnen während der
ganzen Zeit des Prieges vorenthalten hat .

GR. Kunschak:Siehabenheutenochum30Prozentwenigerals
früher !GR. Breitner :Wir haben heuer 70 Milliarden für Strassenpfäa - ¬

st erungen in den Voranschlag eingesetzt und wennnicht neuePreiserschüt - ¬
terungen unerhörter Art kommen ,so werden wir auf diesem wichtigen Gebie - ¬

te ungemeinviel leisten können .DerHerr GR. Kunschakhat danneinen
etwas

Vorfall vorgebracht ,der eigentlich in einem/losenZusammenhangmit
diesenHauptrechnungsabschlussteht .UmdiesenVorfallbeurteilenzu
können ,mußs man sich den Termin vor Augen führen an den sich der Vorfall

abgespielthat .DieserFrontkämpferball,zudemdie Strassenbahndie
Wagenzurückgezogenhat ,wareinågeTagenachjenerfeigenErmordung
desärbeitersBirnecker.AuchunterdenAngestelltenderStrassenbahn



hatdieErregungüberdieseruchloseTatderFrontkämpfernochnachge-¬
zittert .Der Strassenbahndirektion trifft hier gar keinVerschulden .

Eswarnichtausgeschlossen,dasssichbeiderBeförderungderFront-¬
käupfermitStrassenbahnSachschädenergebenhätten ,dienatürlichin
keinemVerhältniszudenvonHerrnKunschakkritisiertenEinnahmen-ent
ganggestandenhätten .EsärgertdenHerrnKunschak,dasswireinsehr
bedeutendesInvestitionsprogrammdemGemeinderatvorgelegthabenund
manhat aus seiner Redeförmlich den Aerger herausklingen hören ,dass
wir120MilliardenzurBekämpfungderArbeitslosigkeitaufwenden .Wenn
HerrKunschakmeint ,dassdasnureinTropfenaufdenheissenSteinist .
dannmusdochfestgestellt werden ,daßder weit mächtigersBundnicht
eineinzigesTröpferlaufdiesenheissenSteingegebenhateDerBund
hat genauso wiedie GemeindeimDezember1922sein Budgetvorgelegt .
ErhatdannimFebruareinenFachtragsvoranschlaggemacht,in derer
vondenzurBekämpfungderTuberkuloseeingestelltensechsMilliarden
mit kühnemZugriff fünf Milliarden weggestrichen hat .DieGemeinde
hatdafürimFebruardasbekannteInvestitionsprogrammvorgelegt,das
bekanntlich einenBetragvon120Milliardenzur BekämpfungderArbeits-¬
losigkeitenthältAngesichtsdieserTatsachenhabenwirwirklichdas
Licht ,dasaufunsereVerwaltunggeworfenwird ,nichtzuscheuen,
weil unsereMaßnahmennur ein gutes Lichtauf diese Verwaltungwerfen.

KBeifall))
GRin. Dr.Motzkoichr .soz, )berichtigttatsächlich ,dasmitder

VerringerungderAusgabenfürTuberkulosebekämpfungbeidemBundvon
6 auf . 7MilliardendieTuberkulosenfürsorgenichtleidet ,daderBund
dieHeilanstaltGrimmensteindemRotenKreiz ,dasdieseAnstaltmitder
GemeindeWienführenwird ,übergebenhat .Esist docheinegewagteSa-¬
chedenBundSparsamkeitaufKostenderTuberkuloseKrankenvorzuwerfen,
umgleichzeitigimSpitalderGemeindeWienganzeSälegesperrtzu
halten ,nichtdeshalb ,weilkeienNachfrageherrschtsondernweilman
Leute ,die nachweisbarder Spitalspflegebedürfen ,abweist .Solange
mandiesesSpitalseinem. Zweckentzieht ,darfmandemBundkeineVor-¬
würfemachen.(Beifall)

GR .Breitner bereichtigt tatsächlich ,dass die Heilanstalt Grim- ¬
mensteinzugesperrthättewerdenmussen,wennnichtdieGemeinde100
Betten übernommenund bezahlt hätte .Die Bezirksvertretung Favoriten

hatvoreinigenTageneinstimmig,alsoauchmitdenStimmenderChric- ¬
lichsezialendagegenprotestiertdasdieLungenheilstätte„Spinnerin
amKreuz“vomBundzugesperrtwordenist .AuchimallgemeinenKranken-¬
haushatderBundvierAbteilungengesperrt,wodurch50Bettenverloren
gegangensind .DieGemeindeWienwirdimMaidav ,an Stelle desbis

ver kurzemnur für die ReichenzugänglichenSanstoriumsBaumgartner
höheeineLungenheilstättesröffnen,die200-BettenzählenwirdIm
SpitelderStadtWiensindgarkeineSäledauerndgesperrtwordenEs
wurdendortnurhalbleereSälezusammengezogen,daderBelageinigeZeit

nur750Krankebetragenhat .Daswarauchder FrauGRin .Motzkogenaube-¬
kannt ,wasichhierauddrücklichfeststellenwill.

GR.Linder( Soz.Dem. )Wehdem,derlügt !EsherrschtaufdiesenZwi¬
schenrufgroßeErregungbeidenChristlichsozialen .DieSozialdemokraten

rufenzudenBänkender Christlichsozialen :Dasist einSkandal!
EswerdenbewussteLügenvorgebracht!

GR. Kunschak( chr ,soz. )berichtigttatsächlich ,dassder Tropfen ,den
derBundaufdiesenheissenSteinausgiesmt,nichtwenigerals900Mil-¬
liardenKronenbeträgt ,weilsovielimVoranschlagdesBundesanInve-¬
stitionenvorgesehenist .DieseSummekönnesichgewiegegenüberdenLei-¬
stungenderGemeindeWiennochsehenlassen .Esist richtig ,dasder
BundEinschränkungenvorgemommenhat ,ebensorichtigist aber ,dassdie
GemeindedenBundnochvieleMilliardenfürVerpflegskostenindenSpi-

tälernschuldigist .GebenSiedenBunddieFürsorgeabgbe,
erfürdieTuberkulosebekämpfungsorgen,gebenSieihmdieWasserkraft
abgabeund er wird Elektrizitätswerke bauen .( Beifall )

GR. Breitner berichtegt tatsächlich ,fass Herr GR. Kunschaknicht

in der Lagewar in Abredezu stellen ,das der Bundangesichts derwach¬
sendenArbeitslosigkeitsein Investitionsprogrammverminderthat .Auchd
der Bundhat seine Einkünfte .Er hat die Einkommensteuer ,dieErwerbs¬

steuerundbekommtjetztdieWarenumsatzsteuer.Esistganzinteressant,
dass mir der Herr GR. Kunschakhier Gelegenheit gibt ,mitzuteilen ,dass
die GemeindeWiensich demBumegegenüberverpflichtet hat ,denErtrag
der Bankenumsstz - steuerummindestens50 Frozent zu steigern unddie
Einhebungdieser Steuer follständig kostenfrei zu übernehmenWirhaben

bis heute auf dieses Anbietennochkeine Antworterhalten undmüssen
daheranLehmen,dassderBundgegenallesGesetzdenBenkenvieleMilliar-¬
denanUmsatzsteuerschenkt .Wennangeführtwordenist ,dassdieGemein-¬
dedemBundvieleMilliardenfür Verpflegskostenin denFondskrankènan-¬
stalten schuldig ist ,so mussfestgestellt werden ,dass dieGemeinde

zurZahlungdieserKostennichtwersflichtetist ,dadieVollzugsan-¬
weisung ,die zu demKrankenanstaltengesetzgehört ,bis le uts nochnicht
erschienenist .EswäreaberauchPflicht gewesen ,wennHerrGR .Kunschak
erklärthätte ,wiesichdieBundesregierungzudemAnbotderGemeinde

stellt ,nachdemalle Fondskrankenanstaltenin WienvonderGemeinde
übernommenundauf Gemeindekostengeführtwerdensollen .Auchdarauf

habenwirbis heutekeineAntworterhalten .Dafürist unsaberderBund
nochvieleMilliardenfür geliefertesGasundElektrizitätschuldig.

BeiderAbstimmungwirddemHauptrechnungsabschlussmitdenStimmen
derMehrheitgenehmigt.
StR.SpeiserreferiertüberdieAbbaumassnahmenderGemeinde.Die
GenferGesetzgebungdesBundeshateineNeuordnungderfinanziellenVerhältnissederGemeindenerzwungenundübtihreRückwirkungauch
auchaufdasPersonalbudgetderGsmeindeWienaus .DieGemeindeer-¬
hältanBundeszuschüssenfürPersonalauslagenimJahre1923unmonat
lich8Milliarden,imganzenJahrealso96Milliardenweniger.ImJahre
1924wirddermonatlicheAbstrich16Milliarden,derjährlichealso
192Milliardenbetragen,imJahfe1925,inwelchemdiePersonalzuschüsse

Entgangmonatl Milliarden,imganzenJahre300Milliardenaus .DemgegenüberbeträgtdieErsparnis,
diedieG,meindedurchdenPersonalabbauerzielt ,600MillionenKronen
monatlichoder . 2Milliardenjährlich.DurchdenganzenAbbauerspart
alsodieGemeindeineinemJahrenichtsoviel ,alsihrderVadsohom

heuerineinemeinzigenMonatentzicht!( Hört!Hört !beiderMehrheit)
Eshandeltsichalso ,wiesohondieZiffervoninsgesammt-800

AngestelltenunLehrernzeigt ,dieabgabautwerdensollen .umeinenge-¬
ringfügigenAbbau,derin derdurchdieGenferGesetzgebunggeschaffenen
Zwangslagemit ausserordentlicherSchonungder Angestelltendurchge-¬
führtwird .WirhabenjetztbeiderGemeinde17. 600Angestellteder
Verwaltungund. 600Lehrer:unterderDienstordnung,alsoohnedie
AngestelltenderstädtischenUnternchmungenundohnedieArbeiter ,die
beidiesemAbbauüberhauptmichtinBetrachtkommen,itehensomitins-¬

gesammt26. 200Angestellte.ImFriedenbetrugdieZahldieserAnge-¬
stellten22. 100,nachKriegsende27. 800.DurchUebernahmeverschiedener
Landesanstaltensindnoch1600Angestelltehinzugekommen,sodass
heuteeineZahlvon29. 400Angestelltenvorhandenseinkönnte
Datsächlichsindesnur26. 200.EshatsichalsoohnebesonereMas¬
nahmen,blosinfolgederAufnahmssperreeinschmerzloserAbbauvon
3200Angestelltenvollzogen .Gegenüberder Vorkriegszeitist aber
heutenochimmereineUeberzahlvon2500Angestelltenvorbanden.

SieerklärtsichzumTeilausdemZuwachsneuerAemter,wie . B.das



Wohnungsamt,dasJugendamt,dasArbeitslosenamt,diestädtischenWerk-gestelltwerdge.Vorallemkönnemanruhigbane
stätten. sw,waszusammeneineberechtigteMehranzshlvon1400An-ferentenganannten.45Billäärden,diedurchdenAbbsuderAngestellten
handen,derenAbbaumöglichwäre.Tatsächlichsollenaberausdem

genommen,derjetztnureinesehrgeringfügigeErgänzungerfährt.VongumentewerdenerstseitderZeitvorgebracht,dadieSozialdemokraten
einerZahlvon3400Angestellten,sollenrund120also3Prozentab-ausderRegierungausgetretensind.Früherhabensiesichsehrgehütet

werden,sodaßdieAbbauziffer39. 5Prozentbeträgt.DieGemeinde
wirdvonihren26. 200Angestellten700bis800abbauen,esergibt
sichalsoeinAbbauvonrund3Prozent.

mitdenOrganisationenderAngestellteneingebrachtwird.Inerster
LiniewirdsichderAbbaudurchdieschmerzlosesteMethodederPen¬
sionierungvonausgedientenAngestelltenvollziehen,dieihrevolle

wobeidieseAbfertigungenhöhersind ,alsdiebeimBundeundbeimLan-¬
imGegensatzzumBundsomußzumZwangsabbeugeschrittenwerden.Essindaber/wederZwangs-¬

zeitvonmehrals10Jahrenbeabsichtigt.BeimderAnwendungdieses
SystemsbleibendieeigentlichenprgamatarischenRechtederAnge-¬
stelltennahezuunberührt;esträgtauchdemUmstandeRechnung,das
jüngerePersonensichleichterinverändertewirtschaftlicheSituatio

licherAngestellterwirdnichtgemacht.InformalerBeziehungwird
sichderAbbausovollziehen,dasdieDienststelleeineAbbauliste
derFersonalvertretungderengerenStandesgruppevorlegt,diedasRechtderBegutachtungundauchdasRechthat ,VorschlägezurAus-¬
wechslungzuerstatten.StreitfällewerdenvonderPersonalkommissdon
entschieden ,in derauchdieMinoritätdesGemeinderatesvertreten
ist unddiebereitsseitJahrenalsAusgleichsinstanzzwischenGe-¬
meindeverwaltungundAngestelltenschaftmitbestemErfolgfunktioniert
AlsAbbaudatensindfürdenfreiwilligenabbauder31. Märzfürden
Zwangsabbauder30.Aprilfestgesetzt.DieAhfertigungenwerdennach
demletzteninKraftstehendenIndexbemessen.MitdenAnträgenwirddemGemeinderatzugleicheineimStadtse-¬
natbeschlosseneResolutionvorgelegt,welcheausspricht,dass,solan-¬
geindenHumanitätsanstaltengeistlicheOrdensschwesterninVerwen-¬
dungstehen,derenwirtschaftlicheExistenzdurchihreAusserdienst-¬
stellungnichtgefährdetwäre,inAbbausolcherAngestelltenkatego-¬

rien ,dieimAusgleichswegeandieseStelleberufenwerdenkönnen,nicht

nenkursausgestellt.EinsolcherDienstausgleichistauchsonstinder
GemeindeverwaltungbereitsmitErfolgin Angriffgenommenwordenund
auchdiesemUmstandisteszuzuschreiben,dasssichderAbbauinsobe¬
scheidenenGrenzenhaltenkann.
Ziffernals mindestenszweifelhaft .DieMinderheitkönntemitRechtfor¬
dern ,dassdiesenZiffernjenePostengegenübergestelltwerden,diedie

MehreinnahmendesLandesundderGemeindeWiendurchdieneuenSteuern,welchevomBundedemLandundderGemeindeübertragenwurden,gegenüber-

gestelltenergibt.Danachsindalsonochimmer1100Angestelltevor-erspartwerdensollen,weitzusdenUeberschusszusmachen,gegemüberderbudgetärenPostderFürsorgeabgabe.AusdiesenMehreinnahmenwärendie
Gemeindeverwaltungsdienst300undausdemSchuldienstunterbesendererKostenlÄnsgstgedeckt,diedurchdenAbbauerspartwerdensolleneMan
BerücksichtigungderVerhältnissebeidenHandarbeitslehrerinnenundwisseauchgarnicht,obdurchdenganzenAbbaudieVerwaltungniget
den Lehrernder Freigegenstände400bis 500Personen ,also insgesamtSchadenleidet .DemReferentenhat es auchbeliebt ,Vergleichemitdem700bis800Angestellteabgebautwerden,BeiderAngestelltenderBundanzustellen.Esistmerkwürdig,wennsichdieGemeindeimmerArgu-¬
s ädtischenUnternehmungenwurdeschonvoreinigerZeitein Abbauvor -mentefür ihre MasregelnausdenMassregelndesBundesholt .SolcheAr-¬

gebautwerden.BeimBundsindnachdenAusweisenfürdasJahr1922solcheVergleicheanzustellenundesnichtgewagthinsientlichderHypo.
253 . 000Angestellte ,davon sollen laut Abbaugesetz 100 . 000abgebaut trophie der Angestellten Vergleiche zu ziehen ,weil sie sich wohlbe - ¬wusstwaren ,dasssie dieseHypotrophieselbstherbeigeführthaben ,bai

spielsweisebeidenEisenbahnern.ImübrigensinddievomReferentenvor-¬
getragenenVergleichenichtsokrasserNaturwieeresbehauptet.Mandarf

DerReferentbesprichtsodannimeinzelnendieBedingungendesnichtübersehen,dassderalteStaatOesterreichmit36MillionenEinwoh-¬
Abbauesundverweistdarauf ,dasdie VorlageimvollenEinvernehmennernauf einenkleinenStaat mit6 MillionenEinwohnernzusammengeschmol-¬zenistunddasindiesemkleinenStaatalleausdenNationalstastenver-¬

jagtenBeamtenzusammengeströmtsind ,Hingegenist daskommunaleVerwal-¬
tungsgebietnichtverkleinert,sonderndurchdenAusbauderAemeerver-¬

Pension erhalten .Danebengeht ein freiwilliger Abbaumit Abfertigung ,grössert worden .Wirstehen hier einer erweiterten Verwaltunggegenüber .DafehltsowohldasmoralischealsauchdiesachlicheBerechtignsgeinen
deNiederösterreich:SolltedieserfreiwilligeAbbaunichtgenügenAbbauüberhauptvorzunehmen.DerBundhatbisheg35. 000Angestellteabge-¬baut ,des ,14ProzentdesGesamtstandesundinderGemeindewurdenvon
pensionierungen,sochfreiwilligePensionierungenbeieinerDienst-27.800AngestelltenindenletztenJahrennachdenMitteilungendesRe-¬ferentenüber3000allmäßlichabgebaut.Dassind12Prozent.Dabeiist

dieZahlderAngestelltenbeimBundeneunmalsogross ,esist alsona¬
türlichauchdasAbbauverhältnisgrösseralsbeiderGemeindeWasdie
FragedesAbbauesselbstanlangt,musszugegebenwerden,dassdieMajori-¬

nenumstellen ,als ältese .DieKriegsbeschädigtenbleibenvondemtät einigeAbänderungsanträgederMinoritätsichzueigengemacht,anderer
Abbaubewahrt ,ein Unterschiedin derBehandlungmännlicherundweib -s eits abervieleAbänderungsanträgeglatt abgelehnthat ,undzwarnichtausdachlichen,sondernauspatteipolitischenBeweggründen.Esistauch

sehrdieFrage ,obdieGemeindeals Privstunternehmarinberechtigtist ,
einseitigdenDienstvertragaufzuheben,BeimBundist derDienstvertrag
einöffentlich-rechtlichesGesetzundkanndurcheinGesetzgeändertwer-¬
den .BeiderGemeindeWienhingegenbestehennurprivatrechtlicheVorträge
undobderenAufhebungindervorgeschlagenenArtzulässigist ,musssehr
angezweifeltwerden.DerRednerverweistsodannaufeineErklärungdesPräsidentendes
VerbandesderstätischenAngestellten,worinerseinerzeitjeneBundes-¬
angestellten,diesichfreiwilligabbauenliessenbedauerte,währender
wiederReferentbetonte ,denfreiwilligenAbbauin derGemeindegutheisst
Dassei ein innéererWiderspruch ,der Verbandspräsidentwärenachseiner
früherenErklärunggeradzuverpflichtetgewesen,demfreiwillögenAbbau
bei der Gemeindeentgegenzutreten .KeinWunder ,wennbei dieserHaltung
desVerbandspräsidententausendevonGemeindeangestelltenvontiefemMis-¬
trauenerfüllt ,demVerbanddenRückenkehrenunddemneuenchristlichen
Verbandsichanschliessen .Wenndieserchristlice VerbandvonderGemin¬

stattfindensoll .ZurErleichterungdiesesAusgleicheswirdeinPflegerindebeiallenVerhandlungenübergangenwerde,soistdasnichtnureinUn¬recht,sondernauchhöchstunklugundesmussalseinerschwerstenFehler
derVorlagebezeichnetwerden,dassmanbeiihrerBeratungdeeVertreter
deschristlichenVerbandesausgeschlossenhat .EinigekleineGernegrosse
desVerbandesbenützendie Zwangslagevieler Angesteiltendazu ,umdie

GR. Rummelhardt( chr . soz . )bezeichnetdie vomReferentenvorgeführtenniedrigste undunwürdigsteAgitation für den Verbandzu betreiben .IndenAemternwirdchristlichgesinntenAngestellten,dievordemAbbauzittern ,
weilsienicht10Dienstjahrehaben,nalegelegt,demVerbandderstädti-¬
schenAngestelltenwiederbeizutreten.ManlegtihnenFormularevor ,die
sie unterschreibenmüssenundwennsie sichsträuben ,wirdihnenangedeu¬



tet ,dasssieunterdenAbbaukommenwerden.DieMajoritätsolltediesen
unwürdigenZuständenein Endemachen .DerRednerbemerkt ,dasser imIn-¬
teressederVerwaltungundderAngestelltenselbsteineReihevonAbän-¬
derungsanträgenstelle ,Siebezweckenhauptsächlich ,wieRednersagt,Garan
tie zuschaffen ,dassbeimAbbauunpolitischvorgegangenwerde .Wenndie
Majorität diesen Anträgenzustimme ,werdesie erst sagenkönnen ,dassandere
dieGemeindeWiendenAbbausohumangemachthabe ,wiekeine/Verwaltungs-¬
stellein Oesterreich.Wichtigsei auch ,dassin derAbbauvorlagedieAuf-¬

wissen ,nahmssperre terminiert werde ,damit die Abgebauten
wannAufnahmenwiedererfolgenundsich dannrechtzeitigzumNeueintritt
in denGemeindedienstmeldemkönnen.Zum-SchlussewendetsichRednergegen
die vomReferenten beantragte Resolution ,die er als einen Vorstossgegen
die geistlichen Ordensschwestern bezeichnet .Durch diese Resolutionhabe
die Mehrheit der Abbauvorlage den Charakter des Hasses gegen alles gegeben ,

waschristlicher Gesinnungist .Nichtnurdie Christlichsozialensondern
auch viele Sozialdemokratenund vor allem die grosse MassederBevölkerung
kennegenaudas segensreicheWirkender geistlichenPflegeschwestern .und
sie werdees als ein Unrechtempfinden ,wennmangegendieseausgezeichne-¬
ten Krankenpflegerinnen aus rein parteiischen Gründen vorgeht .Die Majeri - ¬

tät dürfe sich eines solchen Unrechtes nicht schuldig machen .

GR .Hsider( chrsoz . )WederdasTerritorium ,nchdie AgendenderGemein
de haben sich verringert .Ez ist daher falsch ,zu sagen ,das ,weil beimBund
abgebautwirdauchdie Gemeindeabbauenmüsse . .DerAbbaubei derGemeinde
wärein diesemUmfangnicht notwendig .Ewist auchnicht richtig ,dasdie
Abfertigungen beh der Vemeinde in al len Fällen höher sind als beimBund .
DerWirkungskreisder Personalvertretungenist zuweitgezogen ,wennihnen
das Recht gegebenwird in so weitgehenderWeiseauf den AbbauEinflusszu
nehmen,Wirwissenallzugut ,dassbeiderPeurteilungsolcherFragenoft
daspolitischeMomentdieHauptrollespieltundesistzubefürchten,dass
die Personalvertretungenvonden Dienststellen vorgeschlageneAngestellte
die imGeruchstehenChristlichsozialezu sein ,als abbaureiferklären ,
anderedagegenzurückweisen,TheorieundPraxissindbei derGemeindeeben

sehrverschieden .
GRinWalter(chr. soz. )wünscht,dassauchbeimfreiwilligenAbbau

eine Pensionierung möglich wäre .Dadurch würde der freiwillige Abbauins ,

bescndere bei den Lehrerinnengefördert werden .Rednerinbeschäftigt sich
sodannmit demSchicksalder Handarbeitslehrerinnenundwünscht ,dassdie
Scjülerzahl infden Handarbeitsgruppen nicht zu gross sei .

StR. Speiser(Schlusswort ) :HerrStR .Rummelhardthat gemeint ,dan
sollenichtimmerVergleichezwischenderGemeindeunddemBundziehen.

Ich kann mir schon denken ,dass geradebei dieser Vorlage einem Angehö - ¬

rigen der christlichsozialen Partei ,die für den AbbaubeimBunddieVer- ¬
antwortung zu tragen hat ,solche Vergleiche nicht angenehm sind .Wasdie

Abbaumassnahmender Gemeindebetrifft ,so sind sie ,die heutesoscharf
getsdeltwurden ,vondemFarteiblatt desHerrnRummelhardtbei derersten

Veröffentlichung sehr günstig beurteilt worden .Es wurde gesagt ,dass
sie wesentlich günstiger seien ,als der erste Entwurf und dass diese

Verbesserungenunter demDruckder Protestaktion der christlichen Ange
stellten vorgenommenwordenseien .Ich stelle fest dass alle Verbesserun
gendesEntwurfesausschliesslichaufVerhandlungenmitdemVerbandder
städtischenAngestelltenhervorgegangensind .( StRRummelhargtruft :Sie
sind der Protektor dieses Verbandes ! )Nein ,Herr StR .Rummeljurdt ,dieZest
wohierimRathausejedeGruppevonAngestellteneinenbesonderenProtek-¬
tor undwomöglicheinenSchutzheiligengebrauchthat ,die sindvorbei !
(HeiterkeitundBeifall )Ichstelleübrigensauchfest ,dassvonden2
26200städtischenAngestelltenderDienstordnungsgruppeimganzen662
also nicht einmal3 ProzentdemVerbandder städtischenAngestelltennich
angehören.(StR. Rummelhardt:IchbezweifledieseZiffer ! )Ichkannalso
nichtgutunterdemDruckdieser662gestandensein .DieAnträgedes

HerrnStRRummelhardtkannichnichtzurAnnahmeempfehlæn.Gegenüberden
Behauptungendes GR. Haider ,dass die vonihmvorgebrachtenZiffern ,wonach
die AbfertigungenbeimBundhöhersind ,als bei derGemeinde,istfestzu-¬
stellen ,dass diese BehauptungendenTatsachennicht entsprechen ,weil
derBundbeispielsweisenacheinemDienstjahrgæarkeineAbfertigungzahlt
währenddieGemeinde5 MonateAbfertigunggibt .ImzweitenDienstjahr
erhalten abgebauteBundesangestellte nichts ,Gemeindeangestelltesieben
Monatsbezüge.derBundgibtfürjedesJahreinenMonatsbezug,dieGemeinde
aber eineinhalb Monatsbehüge .Ganzentschiedenmussich derSehauptung
widersprechen ,dass jüngereGemeindeangestellte,aus irgendwelchenpoli¬
tischenGründenpensioniertwerden .Allerdingsist richtig ,dassauchAn¬

gestelltemit14Dienstjahrenin denRuhestandversetztwerden,aber
hier handelt es sich ausschliesslich umkrankeAngestellte undmankönne
dochdieseLeutenichgetwadeswegenbehaltenweilsie einerchristlich¬
sozialenOrganisstionangehören.DerVorwurf,dassdievonmirvorge-¬
schlageneResolutionparteipolitischenCharskterträgt ,kstganzunzu-¬
treffend,dennhierhandeltessichnurdarum,dassmöglichstwenigAn-¬
gestelkeabgebautwerdenmüssen.ZusammenfessendkannichmitdenWor-¬
ten desGR .Rummelhardtschliessen :WirhabendenAbbauso humangemacht,
wiekeineandereWerwaltungsstelleinOesterreich .

BeiderAbstimmungwerdendieAbänderungsanträgeRummelhardtsabge
lehnt ,der Referentenantragsamtder vorlegeten Resolutionangenimmen

DieSitzungwirdhieraufgeschlossen.

Wiener Gemeinderat alslamdtag
Sitzungvom21 .März1920

PräsidentDr .Dannebergeröffnetum9 UhrdieSitzung
GR. BreitnerreferiertüberdieAufnahmeeinerWohnbauanleihe

imBetragevon60Milliarden .DasGesetzwirdohneDebatteinbeiden
Lesungenangenommen.

GR.Broczyner(Soz.Dem. )referiertübereineAbänderungdesTren-¬
nungsgesetzeszwischenWienundNiederösterreichbezüglichderEigentums
verhältnisseandenHäusern. ,Löwelstrasse14 ,16und18 .( OhneDebatte

angenommen)
GR. Speiserreferiert überdas Lehrerabbaugesetzt .DieSestimmun-¬

gendeckensichimwesentlichenmitdemAbbaubestimmungenbeidenstädti-¬
schenAngestellten.Abweichungenbestehendarin ,dassdieFristensich
umeinenMonathinausschieben.DemStadtschulratwirdselbstverständlich
der entsprechendeEinfluss auf die Abbaumassnahmeneingeräumt .DieNot- ¬

wendigkeitdesLehrerabbauesergibt sich ausdemstarkenSinkenderSchü-¬
lerzahl ,die sichgegenüberderVorkriegszeitumein vollesDrittetver-¬
minderthate .

GR.Rummelhardt(Chr. soz. )verweistaufseineAusführungenbei
derPerstungderAbbauverordnungfürdiestädtischenAngestelltenundbeantragt,dassderLehrerabbaususschussnichtvomStadtschulratimEin¬
bernehmenmit der eiren Organisation eingesetzt sondern dass erdurch
Entsendungje einesVertretersallerLehrerorganisationeneinschliess-¬
lich derchristlichenLehrergewerkschaftgebildetwerde .Im9 10der
VorlagewerdedenLehrerndasRekursrechtgenommen,dasihnenbereeßs
durch das Gesetz von 1868 gegeben sei ,Redner beantragt daher die

Streichungdes Punktes5 diesesParkgraphen.
Speiser(Schlusswort)DurchdieBestimmungdes§10wardnur

der ordentliche Instanzenzugabgekürzt ,aber das imGesetzvon1668nas
dergelegteRechtderSchulaufsichtderoberenSchulbehördennichtberuhrt

BeiderAbstimmungwerdendieAbänderungsanträgeabgelehntdas
Gesetzin beidenLesungenangenommen .

SchlussderSitzung
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